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Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss
Brüssel, den 6. Mai 2008  
	PLENARTAGUNG

AM 22./23. APRIL 2008

ÜBERSICHT ÜBER DIE VERABSCHIEDETEN STELLUNGNAHMEN
  

	Der Volltext aller EWSA-Stellungnahmen kann in den Amtssprachen auf den Internetseiten des Ausschusses unter folgender Adresse abgerufen werden:
http://eesc.europa.eu/activities/press/summaries_plenaries/index_fr.asp



1. KOMMUNIKATION ÜBER EUROPA
· Partnerschaft für die Kommunikation über Europa
· Hauptberichterstatterin : Frau van TURNHOUT (Verschiedene Interessen e IE)
· Referenzen: KOM(2007) 568 endg. e CESE 382/2008 fin - CESE 774/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss begrüßt die Idee einer kohärenten, integrierten Partnerschaft für die Kommunika​tion, die die Einbindung der Bürger stärkt und das Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit begünstigt. Um die Bürger zu erreichen, braucht man:

· klare, einfache und ansprechende Botschaften, eine klare Vision, die die Bürger als die ihre annehmen, und

· ein geeignetes Kommunikationsdesign und die passenden Kommunikationsinstrumente.

Die Erstellung eines jährlichen Arbeitsplans zu ausgewählten EU-Kommunikationsschwerpunk​ten könnte hier einen Beitrag leisten. Der EWSA bietet den anderen Institutionen nach Maßgabe der ihm zur Verfügung gestellten Ressourcen seine Mitarbeit bei diesem Thema an, denn schließlich ist die EU nicht nur "Brüssel", sondern muss nach dem Motto "Going local" auch vor Ort wahrnehmbar sein.
· Ansprechpartner: Peter Lindvald-Nielsen

(Tel.: 00 32 2 546 98 88 – E-Mail: peter.lindvaldnielsen@eesc.europa.eu )
2. ENERGIE

· Hin zu einer gemeinsamen Energiepolitik
· Berichterstatter: Herr BUFFETAUT (Arbeitgeber – FR)

· Referenz: Initiativstellungnahme – CESE 757/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss betont die grundlegende Bedeutung von Forschung und Entwicklung im Bereich nachhaltige Energie und Umwelt sowie einer guten Mittelzuweisungspraxis. Die Förderung von Energieträgern und Energie- sowie Emissionsminderungstechnologien, von denen nicht zu erwarten steht, dass sie Wirtschaftlichkeit erreichen, sollte sorgfältig geprüft werden, um keine öffentlichen Gelder für die Förderung von Technologien ohne jedwede Zukunftsperspektive zu verschwenden. 

Seiner Meinung nach wäre es sinnvoll, die Möglichkeit einer Neuauflage der Kernenergie​programme in den Mitgliedstaaten, in denen ein Konsens in dieser Frage besteht, zu untersuchen und die Forschung im Bereich der Wiederaufbereitung von Abfällen zu intensivieren. 
Der Ausschuss vertritt die Auffassung, dass die EU-Mitgliedstaaten ihre Zusammenarbeit und Koordinierung im Bereich Energiepolitik im Hinblick auf eine größere Repräsentativität und Handlungsfähigkeit in internationalen Organisationen verstärken und die Nachbarschaftspolitik im Energiesektor ausbauen müssen. Außerdem sollte zu gegebener Zeit die Konzipierung einer gemeinsamen Energiepolitik, die sich möglicherweise auf eigene Institutionen stützt, in Betracht gezogen werden. Der Ausschuss verweist ferner auf die Bedeutung energieeffizienter Geräte und Gebäude.
· Ansprechpartnerin: Maria José Lopez Grancha

(Tel.: 00 32 2 546 87 13 – E-Mail: mariajose.lopezgrancha@eesc.europa.eu)

· Drittes Legislativpaket zum Elektrizitäts- und Erdgasbinnenmarkt
· Berichterstatter: Herr CEDRONE (Arbeitnehmer – IT)

· Referenzen: KOM(2007) 528-529-530-531-532 endg. – CESE 758/2008
· Kernaussagen:
Gegenstand dieses Stellungnahmeentwurfs ist der Vorschlag der Kommission, der darauf abzielt, die Funktionsfähigkeit des Elektrizitäts- und Erdgasmarktes in Europa auszubauen und zu verbes​sern, den Binnenmarkt für Groß- und für Kleinverbraucher zu verwirklichen und die Energiever​sorgung der EU wettbewerbsfähiger, sicherer und ökologisch nachhaltiger zu machen.

In seinem Stellungnahmeentwurf spricht sich der EWSA nachdrücklich für eine gemeinsame Ener​giepolitik aus und vertritt die Auffassung, dass die eigentumsrechtliche Trennung der Versorgung und Erzeugung vom Betrieb der Netze (ownership unbundling) das wirksamste Mittel ist, um auf nicht diskriminierende Weise Infrastrukturinvestitionen, faire Netzzugangsbedingungen für neue Marktteilnehmer und die Markttransparenz zu fördern. Er unterstreicht jedoch, dass weitere Maß​nahmen ergriffen werden müssen und die eigentumsrechtliche Entflechtung der Vertriebs- und Er​zeugungstätigkeiten einerseits und der Übertragungsaktivitäten andererseits sowohl im Elektrizi​täts- als auch im Gassektor erforderlich ist.

Der EWSA fordert außerdem eine stärkere Koordinierung der nationalen Netwerkbetreiber auf EU-Ebene über die Europäische Agentur für die Zusammenarbeit der Energieregulierungsbehörden. Dieser Agentur sollten mehr Befugnisse als ursprünglich vorgesehen übertragen werden, um einen verstärkten europäischen Ansatz für die Regulierung bei der grenzüberschreitenden Übertragung zu fördern und eine gebührende Berücksichtigung des öffentlichen Interesses sicherzustellen.

· Ansprechpartnerin: Maria José Lopez Grancha 
(Tel.: 00 32 2 546 87 13 – E-Mail: mariajose.lopezgrancha@eesc.europa.eu)

3. SOZIALSCHUTZ
· Flexicurity
· Berichterstatter: Herr JANSON (Arbeitnehmer – SE)

· Mitberichterstatter: Herr ARDHE (Arbeitgeber – SE)

· Referenzen: KOM(2007) 359 endg. – CESE 767/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss
· begrüßt die Beiträge des Europäischen Parlaments, des Rates und der europäischen Sozialpartner zur Flexicurity-Debatte;
· betont, dass Flexicurity Teil einer Strategie zur Reaktion auf externe und interne Tendenzen und Belastungen, wie die Globalisierung und die rasche Entwicklung neuer Technologien, sein sollte;
· hebt hervor, dass sich Europa auf seine Innovationsfähigkeit, die hohe Qualität seiner Pro​dukte und Dienstleistungen, seine gut ausgebildeten Arbeitskräfte und sein Sozialmodell kon​zentrieren sollte und dass sich dies besser in den beschäftigungspolitischen Leitlinien wider​spiegeln sollte; 
· empfiehlt der Kommission, die verschiedenen Beiträge und Positionen zu berücksichtigen und die Sozialpartner in den Mitgliedstaaten auf allen Ebenen zu konsultieren;
· fordert die Kommission auf, den Umsetzungsprozess zu überwachen und eine die Sozialpart​ner einschließende Plattform für den Austausch bewährter Verfahren zu schaffen;
· unterstützt die aktive Beteiligung der Sozialpartner an der Konzipierung und Implementie​rung der Flexicurity-Maßnahmen in den Mitgliedstaaten in allen Phasen des Prozesses;
· betont, dass eine solide makroökonomische Politik, die ein günstiges Unternehmensumfeld fördert und damit zur vollkommenen Ausschöpfung des Wachstumspotenzials beiträgt, eine wichtige Voraussetzung für die Flexicurity ist;
· ermutigt die Mitgliedstaaten und die EU, einen einfachen, transparenten und zuverlässigen Rechtsrahmen, der die Anpassungsfähigkeit begünstigt, zu schaffen und aufrechtzuerhalten, die Arbeitnehmerrechte zu stärken und ihre Einhaltung zu verbessern, und zwar innerhalb ei​nes stabilen Rechtsrahmens für Tarifverhand​lungen und den sozialen Dialog;
· weist darauf hin, dass allgemeine Sozialsysteme die Mobilität verbessern können, indem sie sicherstellen, dass die Arbeitnehmer keine Nachteile hinnehmen müssen, wenn sie mit beruf​lichen Veränderungen konfrontiert sind;
· unterstreicht die Wichtigkeit der Bereitstellung von Finanzmitteln für die Flexicurity, insbesondere von öffentlichen und privaten Unterstützungsleistungen für Arbeitnehmer beim Arbeitsplatzwechsel;
· betont, dass zwischen den relevanten Politikbereichen Synergieeffekte geschaffen werden sollten und fordert einen integrierten Ansatz auf mehreren Ebenen;
· fordert die Berücksichtigung neuer Risiken und die Abfederung von Übergängen bei der Umsetzung der Flexicurity, aber auch, unbefristete Arbeitsverträge nicht systematisch abzu​schaffen;
· ist der Ansicht, dass die Kommission innerhalb von fünf Jahren eine Bewertung der in den Mitgliedstaaten ergriffenen Flexicurity-Maßnahmen vornehmen sollte.

· Ansprechpartner: Torben Bach Nielsen
(Tel.: 00 32 2 546 96 19 – E-Mail: torben.bachnielsen@eesc.europa.eu)
· Geschlechtsspezifisches Lohngefälle
· Berichterstatterin: Frau KÖSSLER (Verschiedene Interessen – SE)

· Referenzen: KOM(2007) 424 endg. – CESE 768/2008
· Kernaussagen:
Der Ausschuss
· begrüßt den politischen Willen der Kommission, sich weiterhin um die Bekämp​fung der ungleichen Entlohnung von Frauen und Männern zu bemühen;
· hält es für erforderlich, dass die Mitgliedstaaten ihre Anstrengungen auf die Bekämp​fung der Ursachen des Lohngefälles konzentrieren, die damit zusammenhängen, dass die von Männern und Frauen geleistete Arbeit unterschiedlich bewertet wird und dass es auf dem Arbeitsmarkt eine geschlechtsspezifische Arbeitsteilung gibt;
· empfiehlt, dass Arbeitgeber jährliche Übersichten der Löhne erstellen, um das Problem in der Frage der Geschlechterdiskriminierung in den Systemen der beruflichen Einstufung zu um​reißen, und einen Gleichstellungsplan ausarbeiten;
· weist darauf hin, dass in Bestimmungen über die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitneh​mer und ihrer Vertreter in Fragen der Entlohnung und Lohnentwicklung von Frauen und Männern innerhalb eines Unternehmens bzw. einer Organisation Transparenz gegeben sein sollte;
· betont, dass Kindern und Jugendlichen beider Geschlechter gute Vorbilder gegeben werden sollten, die eine "untraditionelle" Berufswahl fördern;
· hält es für erforderlich, dass in Ländern, in denen es keinen bezahlten Elternurlaub gibt, ein solcher für beide Elternteile eingeführt wird, und dass umfassende und finanziell geförderte Kinderbetreuungseinrichtungen eingerichtet werden, die es Eltern ermöglichen, erwerbstätig zu bleiben und die Dauer von Laufbahnunterbrechungen zu verkürzen;
· fordert die Mitgliedstaaten auf, dafür zu sorgen, dass allen Betroffenen Informationen über die Ursachen für das geschlechtsspezifische Lohngefälle übermittelt werden;

· hofft, dass staatliche Einrichtungen und führende Politiker in den Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Umsetzung der in dieser Stellungnahme aufgeführten Grundsätze ein vorbildliches Verhalten an den Tag legen werden.

· Ansprechpartner: Torben Bach Nielsen
(Tel.: 00 32 2 546 96 19 – E-Mail: torben.bachnielsen@eesc.europa.eu)
4. FORSCHUNG UND INNOVATION

· Wettbewerbsfähige europäische Regionen durch Forschung und Inno​vation
· Berichterstatter: Herr PEZZINI (Arbeitgeber - IT)

· Referenzen: KOM(2007) 474 endg. - CESE 751/2008 

· Kernaussagen:
In dieser Stellungnahme unterbreitet der Ausschuss mehrere Empfehlungen bezüglich dieser Mit​teilung der Kommission, u.a. hinsichtlich der Notwendigkeit der Überarbeitung der Liste mit wichtigem Bedarf der Regionen und ihrer Prioritäten für Maßnahmen, der Erstellung eines euro​päischen praktischen Leitfadens, zu einer neuen Initiative (JASMINE), um die bestehenden insti​tutionellen Lücken auf der Nachfrage- und Angebotsseite zu schließen und den bürokratischen Aufwand deutlich zu verringern, usw.
Der Ausschuss 
· ist fest davon überzeugt, dass die Förderung von Maßnahmen auf lokaler und regionaler Ebene und die Fähigkeit zu ihrer Vernetzung für die Durchführung der Lissabon-Strategie entscheidend sind, um gemeinsame FuE-Anstrengungen zu verwirklichen, die mit Erfolg dazu beitragen, die Gründung und Entwicklung innovativer Unternehmen in der gesamten Union zu fördern;

· hebt die Bedeutung des aus Forschung, Bildung und Innovation gebildeten "Wissensdreiecks" hervor, dem bei der Förderung von Wachstum und Beschäftigung zentrale Bedeu​tung zukommt;
· teilt voll und ganz die Diagnose der Kommission bezüglich der Mängel beim gemeinsa​men und koordinierten Einsatz der Gemeinschaftsinstrumente, stellt allerdings mit Bedauern fest, dass dieser zentrale Aspekt nach nunmehr zehn Jahren immer noch mit einem Ansatz behandelt wird, der nicht zum Kern des Problems vorstößt.
· Ansprechpartnerin: Filipa Pimentel 

(Tel.: 00 32 2 546 84 44 - E-Mail: filipa.pimentel@eesc.europa.eu) 
5. EUROPA-MITTELMEER-PARTNERSCHAFT
· Vereinigungsfreiheit in Mittelmeer-Partnerländern
· Berichterstatter: Herr MORENO PRECIADO (Arbeitnehmer - ES)

· Referenz: Initiativstellungnahme - CESE 772/2008
· Kernaussagen:

· Die Assoziierungsabkommen, die zwischen der EU und den einzelnen Mittelmeer-Partnerlän​dern
 geschlossen wurden, enthalten die Klausel: "Die Wahrung der Grundsätze der Demokratie und die Achtung der Menschenrechte [...] sind wesentlicher Bestandteil dieses Abkommens".
· In der Praxis ist die Vereinigungsfreiheit in den Mittelmeer-Partnerländern (wenn auch in unterschiedlichem Maße) jedoch nicht gewährleistet, und die Entfaltung der Zivilgesellschaft wird durch politisch-administrative Hemmnisse, die in manchen Fällen von der Verweigerung der Erlaubnis zur Bildung einer Vereinigung bis zu deren Verbot oder vorübergehender Auf​hebung reichen können, behindert.
· Die freie Vereinigung gesellschaftlicher Gruppen der verschiedenen Bereiche der Zivilgesell​schaft (Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Landwirte, Sozialwirtschaft, Frauen, Jugend, Verbraucher usw.) ist eine unerlässliche Voraussetzung für die Entwicklung der Demokratie in den Mit​telmeer-Partnerländern. Die Europa-Mittelmeer-Partnerschaft, die im wirtschaftlichen Be​reich durch die Assoziierungsabkommen zwischen der EU und den einzelnen Ländern fest verankert ist, muss durch soziale und demokratische Komponenten ergänzt werden. Dies macht die Einbindung der organisierten Zivilgesellschaft erforderlich.
· Als Defizite im Bereich der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerzusammenschlüsse sind der nur schwach entwickelte soziale Dialog und die soziale Konzertierung zu nennen. In den Nahostländern ist dieser zwei- oder dreiseitige Dialog weniger stark ausgeprägt als in den Maghreb-Ländern.
· Der EWSA fordert die Europäische Kommission auf, die auf Demokratie-Förderung gerichte​ten Verpflichtungen der Partnerschaft Europa-Mittelmeer, der Assoziierungsabkommen und der Aktionspläne der Nachbarschaftspolitik einzuhalten.
· Der EWSA wird das Zusammentreffen und den Dialog von Arbeitgebervereinigungen (UMCE) und Gewerkschaftsorganisationen (Gewerkschaftsforum) und ihre Entwicklung so​wie die anderer Netze und Organisationen der Zivilgesellschaft im Raum Europa-Mittelmeer, wie z.B. des Europa-Mittelmeer-Netzes der Sozialwirtschaft (ESMED) oder der Frauenorga​nisationen, fördern.
· Ansprechpartnerin: Laila Wold
(Tel.: 00 32 2 546 91 58 - E-Mail: laila.wold@eesc.europa.eu) 
6. HANDELSPOLITIK DER EU
· Verhandlungen über neue Freihandelsabkommen - der Standpunkt des EWSA
· Berichterstatter: Herr PEEL (Arbeitgeber - UK)
· Mitberichterstatterin: Frau PICHENOT (Verschiedene Interessen - FR )  
· Referenz: Initiativstellungnahme - CESE 773/2008
· Kernaussagen:

· Handel ist das Herzstück der internationalen Beziehungen. Handel das effektivste Instrument zum Aufbau dauerhafter und tiefgehender Beziehungen zwischen Ländern und Weltregionen, und aus ihm entstehen ganz spontan andere Kontakte und Verbindungen. Internationaler Handel und Auslandsinvestitionen sind wesentliche Triebkräfte für das Wirtschaftswachstum in Europa.
· Die Zuständigkeit der EU für den Außenhandel, die darauf fußt, dass souveräne Staaten einer supranationalen Institution die Befugnis übertragen haben, Handelsabkommen zu schließen und die Mitgliedstaaten auf der Weltbühne, d.h. gegenüber der Welthandelsorganisation WTO, ge​meinsam zu vertreten, ist und bleibt ein einzigartiges, schwer nachzuahmendes Modell. 
· Durch engere wirtschaftliche Verflechtungen, die sich im Gefolge eines intensiveren Han​delsaustausches ergeben, können kulturelle Beziehungen und, was für den EWSA am aller​wichtigsten ist, Kontakte auf der Ebene der Zivilgesellschaft beträchtlich gestärkt werden.
· Große aufstrebende Wirtschaftsmächte wie China, Brasilien und Indien wenden sich weniger restriktiven Handelspraktiken zu, was dazu führt, dass die Globalisierung mit Riesenschritten vorankommt. Der Ausschuss hält es für eminent wichtig, dass damit ein entsprechendes Maß an sozialem Fortschritt und nachhaltiger Entwicklung einhergeht und diese Entwicklung ih​rerseits von der Zivilgesellschaft sichtbar überwacht wird.
· Der Ausschuss begrüßt die Mitteilung der Kommission "Das globale Europa" - ein Ein​schnitt in der Handelspolitik der EU, weil darin das Engagement der Kommission für den Ausbau des Handels und die Vorliebe der EU für multilaterale Lösungen bekräftigt wurden. Der Ausschuss erklärte in seiner Stellungnahme zu diesem Thema, dass: "Der multilaterale Ansatz zur Bewältigung der mit der Globalisierung verbundenen Probleme [...] vorzuziehen [ist], da ausgewogene und nachhaltige Ergebnisse so besser gewährleistet werden." … "Die​ser muss das Hauptziel bleiben, weil er den europäischen Werten entspricht." 
· Ansprechpartnerin: Celia Fiñana Guzman
(Tel.: 00 32 2 546 80 99 - E-Mail: celia.finanaguzman@eesc.europa.eu) 
7. TERRORISMUS
· Verhütung von Terrorismus, Radikalisierung und Gewaltbereitschaft
· Berichterstatter: Herr RETUREAU (Arbeitnehmer - FR)

· Mitberichterstatter: Herr CABRA DE LUNA (Verschiedene Interessen - ES) - CESE 769/2008
· Referenz: Sondierungsstellungnahme
· Kernaussagen:
Der wesentliche Beitrag der europäischen Ebene liegt in der Harmonisierung, der Zusammenar​beit und der Verbreitung von Erfahrungen. Hier sind Verbesserungen nötig, wobei aber darauf zu achten ist, nicht stapelweise spezielle Rechtsvorschriften und Sondermaßnahmen anzuhäufen.
Die Zivilgesellschaft ist das hauptsächliche Opfer des internationalen Terrorismus, gleichzeitig aber auch einer der hauptsächlichen Akteure jeglicher Strategie zur Terrorismusbekämpfung.

Ihre Rolle lässt sich wie folgt zusammenfassen:

Aktives Wachen darüber, dass im Zuge der Terrorismusbekämpfung die Grenzen des Rechtsstaats nie überschritten und stets die Menschenrechte, Werte, Prinzipien und Freiheiten gewahrt werden, die eine offene und demokratische Gesellschaft ausmachen.
Zusammenarbeit mit den europäischen und nationalen Behörden auf allen Ebenen bei der Identifi​zierung von mit terroristischen Netzwerken in Verbindung stehenden Handlungen und Akteuren.
Herstellung eines Dialogs mit den Verantwortlichen und sozialen Akteuren der Bevölkerungs​kreise, auf die sich terroristische Gruppen beziehen.
Vor allem bei der Beobachtung der zugrunde liegenden Ursachen, die den Nährboden für terroris​tische Gewalttaten bilden, tritt die wichtige Rolle der Zivilgesellschaft besonders deutlich hervor.
· Ansprechpartner: Pierluigi Brombo

(Tel.: 00 32 2 546 97 18 – E-Mail: pierluigi.brombo@eesc.europa.eu)

8. STEUERWESEN
· Vom Normalsatz abweichende MwSt-Sätze
· Berichterstatter: Herr BURANI (Arbeitgeber - IT)
· Referenzen: KOM(2007) 380 endg. - CESE 770/2008
· Kernaussagen: 
Der Ausschuss ist der Auffassung, dass Ausnahmen von der MwSt-Regelung vor allem – wenn auch nicht ausschließlich - unter dem Aspekt ihres Beitrags zur Einkommensumverteilung zu betrachten sind.
Besondere Aufmerksamkeit sollte bei den Diskussionen den lokal erbrachten Dienstleistungen geschenkt werden, die nicht von einem anderen Ort aus erbracht werden können und folglich keine unmittelbaren Auswirkungen auf den Binnenmarkt haben.
Ermäßigte Steuersätze müssen nach dem Grundsatz der Unterscheidung zwischen den Ausgaben von Gruppen mit niedrigem Einkommen und denen mit höherem Einkommen gewährt wer​den. Es ist jedoch nicht ganz einfach, eine solche Unterscheidung vorzunehmen. Der Ausschuss betont, dass sich Ausnahmen vor allem an den Kriterien der Transparenz orientieren und dieje​nigen Kosten berücksichtigt werden müssen, die durch ungenaue oder zu allgemeine Bestim​mungen für die Steuerverwaltungen und die Unternehmen verursacht werden.

Besondere Aufmerksamkeit sollte den direkten Hilfen als Alternative zu den ermäßigten MwSt-Sätzen geschenkt werden: Die Kommission stellt diese Lösung in den Raum, ohne jedoch Stellung zu beziehen. Der EWSA ist der Auffassung, dass diese Alternative mit besonderer Vor​sicht zu würdigen ist und nur sparsam in jenen Fällen eingesetzt werden sollte, in denen andere Lösungen schwierig sind.
· Ansprechpartner: Siegfried Jantscher

(Tel.: 00 32 2 546 82 87 - E-Mail: siegfried.jantscher@eesc.europa.eu )

9. VERKEHRSPOLITIK
· Fußgängerschutz/Kraftfahrzeuge
· Berichterstatter: Herr RANOCCHIARI (Arbeitgeber - IT)

· Referenzen: KOM(2007) 560 endg. - 2007/0201 (COD) - CESE 752/2008
· Ansprechpartnerin: Claudia Drewes-Wran 

(Tel.: 00 32 2 546 80 67 – E-Mail: claudia.dreweswran@eesc.europa.eu)

· Typgenehmigung von Kraftfahrzeugen 
· Berichterstatter: Herr RANOCCHIARI (Arbeitgeber - IT)

· Referenzen: KOM(2007) 851 endg. - 2007/0295 COD - CESE 754/2008
· Ansprechpartnerin: Filipa Pimentel 

(Tel.: 00 32 2 546 84 44 – E-Mail: filipa.pimentel@eesc.europa.eu )

· Umsturzschutzvorrichtungen für land- und forstwirtschaftliche Zug​maschinen
Stellungnahme Kategorie C
· Referenzen: KOM(2008) 25 endg. - 2008/0008 (COD) - CESE 755/2008
· Ansprechpartner: João Pereira dos Santos


(Tel.: 00 32 2 546 92 45 - E-Mail: joao.pereiradossantos@eesc.europa.eu)

· Eine integrierte Meerespolitik für die Europäische Union
· Berichterstatterin: Frau BREDIMA (Arbeitgeber - EL)

· Mitberichterstatter: Herr CHAGAS (Arbeitnehmer - PT)

· Referenzen: KOM(2007) 575 endg. - CESE 759/2008
· Kernaussagen:
Der EWSA begrüßt die Kommissionsmitteilung, hat jedoch einige Anmerkungen dazu anzubringen. In Bezug auf Seeunfälle sollten künftige EU-Maßnahmen auf folgenden Überlegungen beruhen:

Die Küstenstaaten sollten ihren Verpflichtungen in der Verantwortungskette zur Gewährleistung der Seeverkehrssicherheit und des Umweltschutzes nachkommen. Hierfür sind eine Verschärfung der Vorschriften für Schiffsregister, ein funktionierendes satellitengestütztes Schiffsverfolgungsnetz zur Überwachung und Hilfestellung sowie gut ausgerüstete See- und Luftpatrouillen erforderlich.
Die Vorbeugung schwerer Seeunfälle darf nicht gegen den Faktor "Mensch" aufgerechnet werden, indem den Seeleuten eine unzulässige Verantwortung aufgebürdet wird. Sie sollte vielmehr auf einem integrierten System zur Verringerung etwaiger menschlicher Fehler (seitens des Kapitäns und der Besatzung) durch moderne elektronische Sicherheitsvorrichtungen und die Suche nach verbessertem Schiffsdesign und ausgefeilterer Bordausrüstung beruhen. Außerdem sollten die Verantwortungen in einem Rechtsrahmen für den Seeverkehr ausgewogen und klar auf die ver​schiedenen seemännischen Berufsgruppen, die Küstenwache, die Reeder, die Schiffsregister und die maritimen Behörden aufgeteilt werden. 

Der Ausschuss betont erneut, dass in der Schifffahrt als Bunkeröl das am unteren Ende der Quali​tätsskala angesiedelte Öl verwendet wird, da die Raffinerien kein qualitativ hochwertigeres Bun​keröl herstellen. In der Mitteilung bzw. dem Aktionsplan wird der große Anteil von Freizeitschif​fen an der Verschmutzung der Meeresumwelt durch Öl ausgeklammert - trotz des sensiblen Öko​systems der Küstenstaaten, vor denen diese Schiffe normalerweise kreuzen. Die Probleme der Meeresverschmutzung werden außerdem durch die Aktivitäten von Marineschiffen verstärkt, die von den EU-Bestimmungen ausgenommen sind. Die Meeres- und Flussverschmutzung (Ostsee und Schwarzes Meer) durch landseitige Quellen ist ein Bereich, in dem die Anstrengungen der EU intensiviert werden sollten.

Hinsichtlich des "Europäischen Seeverkehrsraums ohne Hindernisse" betont der Ausschuss, dass dieses Konzept ausschließlich auf die Vereinfachung der Verwaltungs- und Zollformalitäten so​wie des Handels im Rahmen des Binnenmarktes abhebt.
· Ansprechpartnerin: Anna Wagner 
(Tel.: 00 32 2 546 83 06 - E-Mail: anna.wagner@eesc.europa.eu )
· Statistische Erfassung des Güterkraftverkehrs / Durchführungsbefugnisse

Stellungnahme Kategorie C

· Referenzen: KOM(2007) 778 endg. - 2007/0269 (COD) - CESE 760/2008
· Ansprechpartnerin: Anna Wagner 

(Tel.: 00 32 2 546 83 06 - E-Mail: anna.Wagner@eesc.europa.eu )

10.  UMWELT
· KMU - klein, sauber und wettbewerbsfähig
· Berichterstatter: Herr CHIRIACO (Arbeitnehmer - IT)

· Referenzen: KOM(2007) 379 endg. - CESE 761/2008
· Kernaussagen: 

Der EWSA begrüßt die Initiative der Kommission für ein Programm zur Unterstützung von klei​nen, mittleren und Kleinstunternehmen bei der Einhaltung der Umweltvorschriften insofern, als die Umweltvorschriften sehr komplex sind und die KMU für die europäische Wirtschaft von gro​ßer wirtschaftlicher und sozialer Bedeutung sind. In diesem Rahmen weist der EWSA gleichwohl darauf hin, dass den Kleinstunternehmen in Anbetracht ihrer strukturellen Schwächen besonderes Augenmerk gewidmet werden sollte.

Der EWSA ist sich bewusst, dass die KMU Schwierigkeiten haben können, die komplexen Um​weltvorschriften einzuhalten, und begrüßt deshalb die Entwicklung von Instrumenten, die der bes​seren Verständlichkeit dienen sollen. Obwohl in den letzten zehn Jahren den sozialen und insbe​sondere den ökologischen Aspekten mehr Aufmerksamkeit geschenkt wurde, wird die soziale Verantwortung der Unternehmen (Corporate Social Responsibility) noch nicht in allen Unterneh​men als ein Wettbewerbsvorteile versprechender Faktor wahrgenommen.

Seines Erachtens sollte die Kommission den Bedürfnissen der KMU mit einem proaktiven Ansatz begegnen, indem sie auf territorialer Ebene eine Kooperationsstruktur für die Unternehmen entwi​ckelt. In diesem Zusammenhang sollte der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit besondere Aufmerksamkeit zukommen.

Nach Ansicht des EWSA ist die Kommissionsinitiative für ein Programm zur Unterstützung der KMU bei der Einhaltung der Umweltvorschriften ein erster, sehr wichtiger Schritt.

· Ansprechpartnerin: Maarit Laurila

(Tel: 00 32 2 546 97 39 - E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu )

· Mindestkriterien für Umweltinspektionen
· Berichterstatter: Herr ZBOŘIL (Arbeitgeber - CZ)

· Referenzen: KOM(2007) 707 endg. - CESE 762/2008
· Kernaussagen:
Der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss teilt die Ansicht der Kommission, dass der all​gemeine Rahmen für die Umweltinspektionsregelungen in den Mitgliedstaaten auch weiterhin die Form einer Empfehlung haben sollte. Die Empfehlung sollte jedoch geändert werden, um ihre Durchführung zu verbessern und ihre Wirkung zu erhöhen. 

Die Auslegung der Begriffe und ihre Präzisierung und Vereinheitlichung ist von ausschlaggeben​der Bedeutung für die Harmonisierung der Inspektionstätigkeiten auf dem Gemeinschaftsgebiet und für die Schaffung einheitlicher Rahmenbedingungen für Unternehmen.
Für das System zur Regelung der Inspektionstätigkeiten sollte die Verwendung moderner Mana​gementmethoden empfohlen werden. Durch diese Methoden konzentriert sich die Inspektionstä​tigkeit auf die entscheidenden Bereiche, die für den Umweltschutz von besonderem Interesse sind, sie ermöglichen eine bessere Planung und können zu einer nachhaltigen Verbesserung des Um​weltschutzes beitragen.
Es ist notwendig, den Zugang zu Informationen gemäß dem geltenden Gemeinschaftsrecht weiter zu vereinheitlichen. Die zur Verfügung gestellten Informationen sollten ein ganzheitliches Bild der durch die Inspektionstätigkeit ermittelten Tatsachen sowie der veranlassten Korrekturmaß​nahmen und ihrer Umsetzung bieten.
· Ansprechpartnerin: Maarit Laurila

(Tel.: 00 32 2 546 97 39 – E-Mail: maarit.laurila@eesc.europa.eu )

· Regelungsverfahren mit Kontrolle - wildlebende Tier- und Pflanzenarten
Stellungnahme Kategorie C

· Referenzen: KOM(2008) 104 endg. - 2008/0042 COD - CESE 764/2008
· Ansprechpartner:  Jakob Andersen

(Tel.: 00 32 2 546 92 58 – E-Mail: jakob.andersen@eesc.europa.eu )

· Regelungsverfahren mit Kontrolle - Erhaltung der wildlebenden Vogel​arten
Stellungnahme Kategorie C

· Referenzen: KOM(2008) 105 endg. - 2008/0038 (COD) - CESE 765/2008
· Ansprechpartner: Jakob Andersen

(Tel.: 00 32 2 546 92 58 - E-Mail: jakob.andersen@eesc.europa.eu)

11. REGIONEN IN ÄUSSERSTER RANDLAGE
·  Strategie für Regionen in äußerster Randlage
· Berichterstatter: Herr COUPEAU (Verschiedene Interessen – FR)
· Referenzen: KOM(2007) 507 endg. – CESE 771/2008
· Kernaussagen: 
Der EWSA ist der Ansicht, dass die im Hinblick auf die Regionen in äußerster Randlage betrie​bene Finanzpolitik einige positive Auswirkungen hatte, aber strukturelle Probleme fortbestehen, die behoben werden müssen. Daher hält es der EWSA für erforderlich, diese Politik künftig zu in​tensivieren.

Der EWSA verweist darauf, dass die Erreichbarkeit der Regionen in äußerster Randlage und ihr Zugang zum europäischen Markt aufgrund ihrer Abgelegenheit, ihrer Insellage (abgesehen von Französisch-Guayana) und ihrer geografischen und strukturellen Besonderheiten ein dauerhaftes Problem darstellen.

Der EWSA weist außerdem darauf hin, dass die Randlage der Wettbewerbsfähigkeit schadet: 

keine Größeneinsparungen aufgrund der kleinen Märkte;
Mangel an natürlichen Ressourcen wie Erdöl, Erdgas und Mineralien; 
wenig diversifizierte wirtschaftliche Entwicklung der Regionen in äußerster Randlage, weil diese in hohem Maße vom Tourismus, von der Landwirtschaft und von der Fischerei abhängt;
aufgrund der geringen Größe der Märkte besteht eine Tendenz zur Konzentration der Unterneh​men, wodurch Monopole oder Oligopole entstehen, was der Wettbewerbsfähigkeit schadet.
In seiner Stellungnahme untersucht der EWSA verschiedene Wirtschaftssektoren, die für die Re​gionen in äußerster Randlage von größter Bedeutung sind, und unterbreitet sektorspezifische Empfehlungen an die Europäische Kommission im Rahmen ihrer öffentlichen Anhörung. Die be​handelten Sektoren sind Fremdenverkehr, Landwirtschaft, Fischerei, Handel und Vertrieb.

Der EWSA beschäftigt sich auch mit folgenden Themen: Wettbewerb und Unternehmen, Energie, Forschung und Entwicklung, Bedeutung der Entwicklung und Diversifizierung der regionalen Wirtschaftsräume, Lebensbedingungen in den Regionen in äußerster Randlage, grenzübergrei​fende Zusammenarbeit, Steuerwesen, Kohäsionspolitik und Ausbau des Aktionsplans für das grö​ßere nachbarschaftliche Umfeld (Grand Voisinage). Zusätzlich äußert er sich zu Wirtschaftspart​nerschaftsabkommen (WPA) und Migrationsströmen.
· Ansprechpartner: Marco Thyssen

(Tel.: 00 32 2 546 84 11 – E-Mail: marco.thyssen@eesc.europa.eu)

12. VERBRAUCHERSCHUTZ
· Lebensmittel, die für eine besondere Ernährung bestimmt sind (Neufassung)

Stellungnahme Kategorie C

· Referenzen: KOM(2008) 3 endg. - 2008/0003 (COD) - CESE 763/2008
· Ansprechpartner: Jakob Andersen

(Tel.: 0032 2 546 92 58 - E-Mail: jakob.andersen@eesc.europa.eu )

13. GESUNDHEIT
· Regelungsverfahren mit Kontrolle / transmissible spongiforme Enzephalo​pathien

Stellungnahme Kategorie C

· Referenzen: KOM(2008) 53 endg. - 2008/0030 (COD) - CESE 766/2008
· Ansprechpartner: Jakob Andersen

(Tel.: 00 32 2 546 92 58 - E-Mail: jakob.andersen@eesc.europa.eu )
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� 	Marokko, Algerien, Tunesien, Ägypten, Jordanien, Israel, Palästinensische Gebiete, Libanon, Syrien, Türkei, Mauretanien und Albanien (seit Dezember 2007 sind Mauretanien und Albanien Teil des Barcelona-Prozesses).
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